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Zusammenfassende Erklärung  
 

Die Gemeinde Gottfrieding beabsichtigt im Nordwesten ihres Gemeindegebietes, angrenzend an das bereits be-
stehende Industriegebiet „GI Gottfrieding Nord“, zwischen dem Kreisverkehr an der DGF 15 und der Autobahn 
A°92 zu erweitern, da nach mehreren Anfragen in den letzten 10 Jahren nun ein konkret gegebener Bedarf an 
Flächen für einen überregionalen Betrieb aus der Region besteht. Auf Flächennutzungsplan- und Bebauungs-
plan-Ebene werden jeweils insgesamt 14,6 ha überplant. Die beiden Bauleitpläne weisen eine geordnete Er-
schließung durch die Erschließungsstraße am Südrand mit Wendeanlage im Südwesteck auf.  
 

Auf Flächennutzungsplan-Ebene werden 14,33 ha „Flächen für die Landwirtschaft“ und kleinflächig 0,029 ha 
öffentliche Wege neu überplant. Die Planung im Deckblatt Nr. 14 Teil A beinhaltet 12,0 ha Industriegebiet (GI) 
zuzüglich 1,8°ha abschirmende und gliedernde Grünflächen als Ortsrandeingrünung v. a. am Nord- und West-
rand. Hinzu kommen weitere 0,3 ha straßenbegleitende Grünflächen am Südrand, ergänzt mit einer geplanten 
Baumreihe. Die Erschließung bildet die geplante örtliche Hauptverkehrsstraße (gelb dargestellt) mit 0,5 ha, er-
gänzt von den bestehenden örtlichen Wegen am Ostrand mit 0,1 ha, die im Deckblatt Nr. 14 weiß dargestellt sind.  
 

Weiterhin werden in Teil B 2,83 ha der Maßnahmen für den Artenschutz mit der „Umgrenzung von Flächen 
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ dargestellt. Hier 
wird die Entwicklung von Feuchtwiesen auf den bisherigen Waldflächen vorgesehen. 
 

In Kapitel 5 Seiten 22-28 im Umweltbericht erfolgt eine intensive Auseinandersetzung mit den Auswirkungen 
auf europarechtlich geschützte Gebiete. Diese sind das SPA-Gebiet „Wiesenbrütergebiete im Unteren Isar-
tal“ und das FFH-Gebiet „Mettenbacher, Grießenbacher und Königsauer Moos (Unteres Isartal)“. Für beide liegen 
Managementpläne vom Bayerischen Landesamt für Umwelt, Stand 2016, vor, deren Ziele im Zuge der Bauleit-
planung aufgegriffen und umgesetzt werden. 
 

Die Genehmigung des Deckblatts Nr. 14 zum Flächennutzungs- und Landschaftsplan (Bereich Industriegebiet 
„Gottfrierding West“) liegt mit Bescheid des Landratsamtes Dingolfing-Landau Az.: 40-BPL-36-2025 vom 
09.07.2026 vor. 
 
 
 
1. Berücksichtigung der Umweltbelange  
 

Es erfolgt eine Einstufung in eine dreiwertige Skala hoch – mäßig – gering. Abweichungen auf Flächennutzungs-
plan-Ebene sind gesondert durch Kursivdruck gekennzeichnet. Dies ist im vorliegenden Fall nicht gegeben.  
 

Die wesentlichen Auswirkungen der Bauleitplanung liegen im Bereich der Schutzgüter Arten und Lebens-
räume, Boden sowie Fläche und Nachhaltigkeit mit der Einstufung mäßig – hoch.  
 

Beim Schutzgut Boden ist dies durch die Versiegelung und Bebauung auf rund 11 ha und den damit einherge-
henden Verlust landwirtschaftlicher Nutzflächen zu begründen, auch unter Berücksichtigung von Ausgleichs- und 
Minderungsmöglichkeiten (hier überwiegend unterdurchschnittlich ertragsfähige Acker- und Grünlandböden). 
Beim Schutzgut Fläche ist insbesondere die durch das Vorhaben resultierende großflächige Industriebebauung 
bzw. Versiegelung relevant. 
 

Beim Schutzgut Arten und Lebensräume resultiert dies aus dem Nachweis des Großen Brachvogels im Nahbe-
reich im Süden außerhalb (ein Brutpaar). Hier sind Maßnahmen zum Artenschutz erforderlich. Diese werden 
durch den Teil B sowie weitere externe Flächen außerhalb des Gemeindegebietes nachgewiesen. Hier stehen 
die Rodung von Waldflächen und Gehölzen sowie die Entwicklung von Feuchtwiesen auf diesen Rodungsflächen 
im Vordergrund. Somit werden hier die Zielsetzungen des Managementplans zum FFH- und SPA-Gebiet umge-
setzt, hier mit dem besonderen Fokus auf der Optimierung der Wiesenbrüterlebensräume und Verminderung des 
Prädatorendrucks. Er dient der Erreichung der Erhaltungsziele bzw. zur Entwicklung der im Managementplan 
aufgeführten Lebensraumtypen. Dies wird in Form einer Speziellen artenschutzrechtliche Prüfung, siehe beilie-
gende Anlagen zum Umweltbericht, im Detail offengelegt. Unter der Maßgabe, dass ausreichende, geeignete 
Ersatzlebensräume für den Großen Brachvogel bereitgestellt werden können, sind somit Auswirkungen auf die 
Biodiversität nicht zu erwarten. 

 

Der erhebliche Eingriff in das Schutzgut Landschaft wird durch die Vorbelastungen (großmaßstäbliche Indust-
riehallen östlich und weiter im Westen in der Stadt Dingolfing, Lärmbelastung der A 92) nur mit mäßig bewertet.  
 

Beim Schutzgut Klima und Luft, Folgen des Klimawandels erfolgt ebenfalls eine Bewertung mäßig, da hier ins-
besondere mit dem Entstehen einer Wärmeinsel zu rechnen ist. Auch gehen wertevolle Moorböden verloren. 
 

Alle sonstigen Schutzgüter einschließlich der Belange des Trinkwasserschutzes, der Belange des Grundwas-
serschutzes und zum Gesichtspunkt Klima und Luft, für die faktische oder potenzielle Auswirkungen der Bauleit-
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planung nicht gänzlich auszuschließen sind, sowie amtliche Pläne und Programme und die Schutzgüter kultu-
relles Erbe und Sachgüter sowie Mensch werden nur gering von den Bauleitplanungen betroffen. Die betref-
fenden Auswirkungen der Bauleitplanung sind daher als unkritisch zu beurteilen.  
 

Tabelle    Gesamtwirkungsbeurteilung 
 

Schutzgut 
bzw.  
Wirkfaktor 

Bestand bzw.  
Ausgangs- 
situation 

Umweltauswir-
kungen in der 
Bauphase 
 

Umweltauswirkun-
gen anlage- bzw. be-
triebs- 
bedingt 

Vermeidungsmaß-
nahmen (Festset-
zungen) 

Beurteilung 

Arten und 
Lebens-
räume 

großteils Ackerflä-
che, 12 % Grün-
land, keine Ge-
hölze, nur randlich 
außerhalb 
 

Betroffenheit von 
Großem Brachvo-
gel, Kiebitz und 
Feldlerche 
 

im nahen Umfeld 
Einzelbäume und 
Gehölzbestände 
(Weidengebüsche 
und Baum-Strauch-
hecken) 

Verlust von 
knapp 14 ha 
Ackerflächen 
durch Überbau-
ung,  
 

Störung durch 
Lärm und Stau-
bentwicklung 
 
 

dichte Bebauung (GRZ 
0,8), Strukturanreiche-
rung durch Randeingrü-
nungen, Großbaum-
Pflanzungen an Er-
schließungsstraße am 
Südrand, hin zur freien 
Landschaft Strauch-
pflanzungen im Westen, 
7,75 ha externe Aus-
gleichsflächen nach § 1a 
BauGB, 5,05 ha Ro-
dungsflächen und 8,65 
ha Verlust der sog. 
Scheuchwirkung im Kö-
nigsauer Moos  

Schaffung vielfältiger 
Gehölzstrukturen,  
insektenfreundliche Be-
leuchtungen, 
Ausgleichsflächen 
extern 7,75 ha, 
zzgl. FCS- und CEF-
Maßnahmen für Großen 
Brachvogel, Kiebitz und 
Feldlerche als Anlage 
von Ausweichlebens-
räumen (Rodungsflä-
chen, Herstellung von 
Feuchtwiesen im König-
sauer Moos), 5,05  ha 
externe Ersatzauffors-
tungen 

mäßig – 
hoch 

Boden Lehm (L) und im 
östlichen Drittel 
Moor mit Lehm 
(MoL), Ackerzahlen 
von 47 auf 59 von 
Ost nach West zu-
nehmend,  

26,6 % über Land-
kreisdurchschnitt 
(58) 

in weiten Teilflä-
chen Versiege-
lung, Verdichtung 
und Störung der 
Bodenfunktionen  
 

dichte Bebauung (GRZ 
0,8), Verlust der Boden-
funktionen, ges. 14 ha, 
Neuversiegelung durch 
Bebauung und Erschlie-
ßungsflächen auf 11 ha 

-.- mäßig – 
hoch 

Fläche, 
Nachhaltig-
keit 

unversiegelte land-
wirtschaftliche 
Nutzfläche 

Verdichtung und 
Versiegelung 

dauerhafte Versiegelung 
(v. a. Gebäude, Er-
schließung) 

Nutzung vorhandener 
Infrastruktur zur Er-
schließung, hierbei Ver-
kehrsräume möglichst 
flächensparend 

mäßig – 
hoch  

Wasser geringer Grund-
wasserflurabstand 
mit ca. 1 m,  
Geländeoberfläche 
nahezu eben  

Versiegelung, er-
höhter Abfluss, 
ggf. Einschwem-
mung von Fein-
teilen 

flächige Versiegelung, 
erhöhtes Eintragsrisiko, 
ggf. Grundwasserge-
fährdung durch Gefahr-
gut, Niederschlagswas-
sermanagement (Versi-
ckerung) 

Sammlung und Versi-
ckerung des Nieder-
schlagswassers auf den 
privaten Grundstücken, 
wasserdurchlässige Be-
läge bei PKW-Stellflä-
chen 

gering 

Klima und 
Luft, 
Folgen des 
Klimawan-
dels 

Lage am Rand ei-
ner West-Ost-
Frischluftachse mit 
DGF 15 und GI 
Nord als Barrieren, 
Verlust einer Frei-
fläche  

Staubeinträge in 
Nachbarflächen 
aufgrund Boden-
arbeiten 

Aufheizung durch Ge-
bäude und großflächige 
Erschließungsflächen 
(Ausbildung einer Wär-
meinsel) 

Neupflanzung von 
Großbäumen, Klima-
ausgleichsfunktion 
durch Dauerbewuchs 
auf öffentlichen und ins-
besondere privaten 
Grünflächen 

mäßig 

Landschaft weitläufiger, ebe-
ner Landschafts-
raum, strukturarme 
Agrarlandschaft, 
Dammbauwerk 
(DGF 15) und GI 
Nord als techni-
sche Großstruktur, 
Fernsicht nach Sü-
den und Westen 
gegeben 

Baustellenbetrieb 
/ Lärm 

Fern-Einsehbarkeit, al-
lerdings durch beste-
hende Gehölzstrukturen 
am Behrhof und Trasse 
der A 92 im Norden und 
Damm der DGF 15 ge-
mindert 

Beschränkung der 
Wandhöhe auf 16 m, 
Festsetzung von Groß-
baumpflanzungen, sehr 
schmale Randeingrü-
nung, 
  

mäßig  
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Schutzgut 
bzw.  
Wirkfaktor 

Bestand bzw.  
Ausgangs- 
situation 

Umweltauswir-
kungen in der 
Bauphase 
 

Umweltauswirkun-
gen anlage- bzw. be-
triebs- 
bedingt 

Vermeidungsmaß-
nahmen (Festset-
zungen) 

Beurteilung 

Kulturelles 
Erbe und 
Sachgüter 

kein Bodendenk-
mal vorhanden, 
Blickbeziehungen 
auf Baudenkmäler 
(Kirchen an 
Hangleite) 

Erschütterungen,  
 

Abbau der 20 kV 
Freileitung  

Überbauung  -.- gering 

Mensch, 
Wohnum-
feld, Lärm, 
Verkehr 

Verkehrslärm der A 
92 übersteigt am 
Nordrand Immissi-
onsgrenzwerte der 
16. BImSchV 

Erschütterungen, 
Lärm und Stau-
bemissionen 
durch Baustellen-
betrieb, Schad-
stoffe (Baustel-
lenfahrzeuge)  

Lärm v. a. durch Liefer-, 
Personal- und Schwer-
lastverkehr, sehr gute 
überörtliche Anbindung 
bereits bestehend,  
Schaffung wohnumfeld-
naher Arbeitsplätze 

maximal zulässige 
Emissionskontingente 
für Tag und Nacht, leis-
tungsfähige, randliche 
Eingrünungsstrukturen 
(Baumreihen, Strauch-
Hecken) 

gering 

Abfälle und 
Abwässer 

Versickerung des 
Oberflächenwas-
sers in landwirt-
schaftliche Nutzflä-
che (Acker)  

geringe Abfall-
mengen bei Bau-
arbeiten, kein 
Verbleib auf Flä-
che 

betriebliche Abfälle, ge-
regelte Entsorgung   

-.- gering 

Sicher-
heitsbe-
trachtung 
(schwere 
Unfälle u. 
Katastro-
phen) 

Lage südlich der 
A 92 in ausreichen-
dem Abstand zu 
Brücke bzw. Damm 
der DGF 15 

Gefahren in der 
Bauphase durch 
schweres Gerät 
und Maschinen 

Gefahr von Unfällen 
durch viele Fahrzeugbe-
wegungen bei Lager-, 
Fahr- und Abladetätig-
keiten, sowie Produktion 

-.- gering 

eingesetzte 
Techniken  
und Stoffe 

landwirtschaftliche 
Geräte, z. B. Trak-
toren 

diverse Baufahr-
zeuge und 
schweres Gerät 
(Baukran) 

Einsatz von für Gewerbe 
üblichen Fahrzeugen, v. 
a. LKW, offene Lage-
rung von Produktions-
resten 

-.- gering 

 

Besondere kumulative negative Wirkungen des Standortes in Bezug auf die im Raum gegebenen Vorbelas-
tungen durch die vorhandenen Verkehrstrassen (A 92 und DGF 15), Industrie-/Gewerbe-, Sonder- und Mischge-
biete mit Wohnbebauung, v. a. durch Lärm, und die gewerbliche Entwicklung im unmittelbaren Umfeld sowie 
besondere Wechselwirkungen, die nicht bereits mit der Untersuchung der einzelnen Schutzgüter erfasst wur-
den, haben sich nicht ergeben. Auswirkungen auf die die FFH-Gebiete im weiteren Umfeld sind nicht zu erwarten. 
Ausreichend geeignete Kompensationsflächen für die Beeinträchtigung des Großen Brachvogel werden 
zum einen in Teil B auf Fl. Nr. 1210 sowie extern auf Fl.Nr. 1209, beide Gemarkung Gottfrieding, und auf den 
Fl.Nrn. 357, 421, 422 Tfl., 432 Tfl., 433, 437 Tfl., und 438 Tfl., Gemarkung Thürnthenning, und Fl.Nr. 1467, Ge-
markung Ottering, unmittelbar nördlich angrenzend im Königsauer Moos erbracht. Unter dieser Maßgabe sind 
somit Auswirkungen auf die Biodiversität nicht zu erwarten.  
 
 
 
2. Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten  
 

Nachdem das Planungsgebiet bisher nicht im Flächennutzungsplan enthalten war, sind sämtliche im wirksamen 
Flächennutzungsplan ausgewiesenen und bisher noch unbebauten Bauflächen im Gemeindegebiet Gottfrieding 
als Standortalternativen zu werten. Betrachtet man den rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde, 
so wird deutlich, dass durch die großflächig ausgewiesenen regionalen Grünzüge und Landschaftlichen Vorbe-
haltsgebiete erhebliche Restriktionen für die Entwicklung von Bauflächen im Allgemeinen und für großflächige 
Gewerbegebiete (im möglichst ebenen Gelände) im Besonderen bestehen. 
 

Zum einen stellen die großflächigen Wiesenbrütergebiete (FFH- und SPA-Gebiete, Natura 2000) auf den noch 
vorhandenen Moorstandorten im Norden der A 92 und die wertvollen Landschaftsstrukturen entlang der Isar und 
der Isarhangleite Ausschlussflächen für eine Bebauung dar.  
Bei der Prüfung weiterer Standortalternativen im Gemeindegebiet ist insbesondere die Nähe zu Wohngebieten 
zu beachten. Verkehrsintensive Industrie- und Gewerbeflächen sollen möglichst von Wohngebieten abrü-
cken. Durch den unmittelbaren Anschluss an die A 92 sind hier Auswirkungen auf die Siedlungsbereiche durch 
Schwerlastverkehr sehr gering. 
 

Das geplante Industriegebiet „Gottfrieding West“ ergänzt das östlich der Kreisstraße DGF 15 gelegene vor zehn 
Jahren entwickelte Industriegebiet „Gottfrieding Nord“. Weitere Erweiterungsoptionen bleiben weiterhin offen. Er-
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weiterungen nach Osten entlang der Autobahn (Vorbelastung) wären möglich. An das vorgesehene Planungsge-
biet GI Gottfrieding West ist kurzfristig eine kleinflächige Erweiterung bis an das Stadtgebiet Dingolfing oder lang-
fristig sogar großräumig über die Gemeindegrenze hinaus Richtung Firmenstandort BMW denkbar. 
 

Potenziale der Innenentwicklung sind für störende und großflächige Industriebetriebe aufgrund der i. d. R. zu 
erwartenden Konflikte mit der Wohnbebauung im Gemeindegebiet nicht vorhanden.  
 

Der dringende Bedarf von gewerblichen Bauflächen im Gemeindegebiet ist belegbar. (Regionale) Industriebe-
triebe (vier verschiedene namhafte Logistikunternehmen auch in Zusammenhang mit den sogenannten BMW-
Zulieferern sowie ein produzierender Betrieb (Metallverarbeitung) haben hier konkretes Interesse bei der Gemein-
deverwaltung nachgewiesen. Näheres ist hier der Begründung zum Flächennutzungs- und Landschaftsplan 
Deckblatt Nr. 14 zu entnehmen.  
Im Zuge der Abwägung wird hier das Ziel eines ausreichenden Angebotes gewerblicher Arbeitsplätze in der Ge-
meinde gerade im Hinblick auf die Lage in unmittelbarer Nähe zum Oberzentrum Dingolfing und andererseits der 
deutlich ländlichen Strukturen im Norden, Osten und Süden angestrebt. Dies berücksichtigt auch sehr hohen 
Auspendleranteil, d. h. dem gemeindlichen Ziel der Vermeidung der Entwicklung zu einer reinen Schlafgemeinde, 
höher gewichtet und dem Belang des Ortsbildes, hier verbunden mit einer großmaßstäblichen Bebauung im Is-
artal, entgegen gestellt. 
 

Weiterhin wird auf die Prüfung übergeordneter Standortalternativen in einem Umkreis von 20 km um das 
geplante Industriegebiet in Kapitel 3 der Begründung zum Flächennutzungs- und Landschaftsplan Deck-
blatt Nr 14 verwiesen. Hierbei sind wesentliche Kriterien, v. a. eine ausreichende Entfernung zu den nächsten 
Wohngebäuden, Konfliktfreiheit v. a. in Bezug auf die Verkehrserschließung und Emissionen sowie eine ausrei-
chende Flächengröße. Letztendlich verbleiben von den vielen Gewerbestandorten nur die drei Standorte Gewer-
bepark Wallersdorf Nord mit 150.000 m², Gewerbe- und Industriegebiet Oberschneiding mit 117.500 m² + 12.000 
m² und das Gewerbe- und Industriegebiet Landau-Nord mit 10.000 m² als Standortalternativen für die angestrebte 
Industriegebietsnutzung. Weiterhin liegt dem Verfahrensordner ergänzend eine tabellarische Zusammenstellung 
mit Recherchen zu Gewerbe- und Industriegebietsflächen in der Region in einem 20 km Radius bei. 
 
 
 
3. Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung  
 

Die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung wurden berücksichtigt und sind im Einzelnen 
auf der Gemeindeverwaltung einsehbar. Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligungen nach § 3 Abs. 1 BauGB 
und § 3 Abs. 2 BauGB sind keine Einwände von Bürgern eingegangen. Wesentliche Anregungen durch die Ab-
stimmung mit den Trägern öffentlicher Belange erfolgten im Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB, § 4 Abs. 2 BauGB 
und in einer erneuten Beteiligung nach § 4a Abs. 3 BauGB in Verbindung mit einer Wiederholung der öffentlichen 
Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB. 
 
 

Kreisbrandrat des Landkreises Dingolfing-Landau 
- Hinweis, dass ein Zufahrtsmöglichkeit zu den geplanten Objekten für Feuerwehrfahrzeuge und den Rettungs-

dienst gesichert sein muss, die „Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr" sind einzuhalten.   
- Für das Plangebiet ist die Grundversorgung an Löschwasser sicherzustellen  
Den Anregungen wird nachgekommen. Die Begründung wird diesbezüglich ergänzt.  
 
 

Deutsche Telekom Technik GmbH 
- Hinweise zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsinfrastruktur. 
Die Hinweise werden im Zuge der Erschließungsplanung und Bauausführung beachtet.  
 
 

IHK Niederbayern Passau 
- Die Ausweisung des GI am vorgesehenen Standort wird begrüßt. Aus Sicht der gewerblichen Wirtschaft ist 

der Standort aufgrund seiner Nähe zur A92, seiner Größe und der vorgesehenen verkehrlichen Erschließung 
gut geeignet für flächenintensive, logistiknahe oder emissionsrelevante Betriebe, die andernorts schwer integ-
rierbar wären. Die Ausweisung ist geeignet, den wachsenden Flächenbedarf von Unternehmen in der Region 
zu decken. 

Die Aussagen werden aufgenommen. Die Begründung wird diesbezüglich ergänzt.  
 
 

Wasserwirtschaftsamt Landshut 
-  Hinweise zum Niederschlagswasser und auf ein hier erforderliches Wasserechtverfahren für die Nieder-

schlagswasserentsorgung und zum Oberflächenabfluss. Anregung zum Freihalten von Flächen für die Nie-
derschlagswasserentsorgung bereits im Zuge der Bauleitplanung. 
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- Im Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB: Entgegen den Ausführungen im Textteil sind 
KEINE ausreichenden Kapazitäten in der kommunalen Abwasserentsorgung der VG Mamming-Gottfrieding 
vorhanden. Es besteht daher KEIN Einvernehmen mit der Bauleitplanung. 

-  Im Verfahren nach § 4a Abs. 3 BauGB: Kläranlage Mamming: Die vorgeschlagene Übergangslösung mittels 
dauerhaft betriebener Nitrifikation im Nebenschluss erscheint grundsätzlich plausibel. In Anbetracht der Viel-
zahl Baugebiete, die sich bereits jetzt in Aufstellung befinden, wirkt die gewählte Bemessung knapp kalkuliert. 

- Im Rahmen der erforderlichen Ausführungsplanung durch das beauftragte Planungsbüro ist das Konzept und 
die Umsetzung zu verifizieren. Die detaillierte Ausgestaltung der Anordnung und des Betriebs – auch von Ein- 
& Auslauf für die Behandlung in der Übergangsanlage – ist entsprechend der örtlichen Verhältnisse und in 
Abstimmung mit dem Betreiber zu optimieren. 

- Die Abwasserentsorgung ist aus fachlicher Sicht gesichert. Ein Anschluss des Baugebiets darf erst dann er-
folgen, wenn die Übergangsanlage mindestens die gesetzlichen Anforderungen sicher einhält. 

Den Anregungen wird in Teilen nachgekommen, jedoch diese auch in Teilen sachgerecht abgewogen. Die Hin-
weise werden in die Begründung aufgenommen und im Zuge der Erschließungsplanung und Bauausführung be-
achtet. Auf die Beauftragung eines eigenen Bodenmanagementkonzeptes verzichtet. Die Empfehlungen des 
WWA für die weiteren Planungen zur Niederschlagswasserentsorgung werden vorgemerkt. Eine Änderung der 
Bauleitplanung ist insoweit hier nicht veranlasst. 
Am 06.10.2025 fand ein Abstimmungsgespräch mit dem Wasserwirtschaftsamt Landshut, der Abteilung Wasser-
recht im Landratsamt, Herrn Rechtsanwalt Karl, mehreren Ingenieurbüros und der VG Mamming statt. 
Die Hinweise, Anforderungen und Empfehlungen des WWA betreffend Schmutzwasserentsorgung, insbesondere 
zu Planung und Ausgestaltung der Kläranlage werden zur Kenntnis genommen. Insoweit gilt das zur Stellung-
nahme des SG Wasserrecht unten Ausgeführte zu Planung und Umsetzung einer neuen Kläranlage mit tragfähi-
ger Übergangslösung. Die Planung und Umsetzung des dargestellten Kläranlagenkonzeptes wird – nach Fest-
stellung der Verwaltungsgemeinschaft - zügig und konsequent realisiert. Für die weitere Planung wird der Hinweis 
des WWA zu genügender Ausbaukapazität untersucht. 
 
 

Landratsamt Dingolfing-Landau – Wasserrecht 
- im Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB: entgegen den Ausführungen im Textteil der 

Begründungen zum Flächennutzungsplan und zum Bebauungsplan sind nach Mitteilung des Wasserwirt-
schaftsamtes Landshut KEINE ausreichenden Kapazitäten in der kommunalen Abwasserentsorgung der VG 
Mamming-Gottfrieding vorhanden.  

- Ein Einverständnis seitens des Fachbereichs Wasserrecht im Landratsamt zur Bauleitplanung kann deshalb 
gegenwärtig nicht erteilt werden. 

- Hinweis, dass das Niederschlagswasser grundsätzlich zu versickern ist. 
- im Verfahren nach § 4a Abs. 3 BauGB: Mit der angesprochenen Vorgehensweise des Wasserwirtschaftsam-

tes Landshut besteht seitens der Abteilung Wasserrecht beim Landratsamt Dingolfing-Landau grundsätzlich 
Einverständnis.  

Den Anregungen wird in Teilen nachgekommen, jedoch diese auch in Teilen sachgerecht abgewogen. Die Ent-

sorgung des Planungsgebietes von Schmutzwasser erfolgt durch die Verwaltungsgemeinschaft (VG) Mamming. 

Der Vorhabenträger stimmt mit der Verwaltungsgemeinschaft mit Unterstützung durch die Gemeinde die recht-

zeitige Herstellung der Schmutzwasserentsorgung ab.  

Vorhabenträger und Gemeinde gehen dabei davon aus, dass die innere vom Vorhabenträger herzustellende 

Abwasserentsorgung bis zu einer Übergabestelle in den öffentlichen Kanal Sache des Vorhabenträgers ist. Diese 

Entsorgung ist nach dem Stand und den Regeln der Technik auszuführen und zu unterhalten. Beitrags- und 

Kostenregelungen erfolgen zwischen der Verwaltungsgemeinschaft Mamming und dem Vorhabenträger.  

Das Vorstehende wird vor dem Satzungsbeschluss im städtebaulichen Vertrag zwischen Vorhabenträger und 

Gemeinde sowie im Vertrag mit der VG festgelegt und vereinbart, so dass davon auszugehen ist, dass die Er-

schließung gesichert ist. Im städtebaulichen Vertrag wird weiter geregelt, dass ein Anschluss der Planfläche an 

die Schmutzwasserentsorgung im Verbandsgebiet der VG Mamming nach der Projekt- und Erweiterungsplanung 

für die Kläranlage Mamming erst ab Januar 2028 gesichert möglich sein wird. Damit ist im Verständnis des Bau-

planungsrechts die Erschließung „Abwasserentsorgung“ für die künftig zu errichtenden baulichen Anlagen als 

gesichert festzustellen. 

Für diese Feststellung ist zugrunde gelegt, dass nach rechtsverbindlichem Bebauungsplan – Annahme: Ap-

ril/Mai 2026 - sowie nachfolgend dann möglicher bauaufsichtsrechtlicher Vorhabenzulassung – Annahme: Au-

gust/September 2026 – bis zur Nutzungsaufnahme von  dann erst noch zu errichtenden Bauvorhaben wenigs-

tens 15 bis 18 Monate Ausführungszeitraum erforderlich sind. Damit ist auch objektiv eine Entsorgungserfor-

dernis für das Plangebiet frühestens erst ab Frühjahr 2028 zu erwarten. 
 
 

Landratsamt Dingolfing-Landau – Bodenschutz 
- Hinweise zu Altlasten und zu Abfallrecht und Bodenschutz, hier v. a. zur den höheren Arsengehalten.  
Den Anregungen wird teilweise nachgekommen. Die Aussage zum Altlastenkataster wird in die Begründung auf-
genommen. Die Hinweise zur Bodenbeschaffenheit (erhöhte Wahrscheinlichkeit höherer Arsengehalte sowie 
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ausgesprochen humose Böden (TOC > 6 %)) werden im Zuge der Erschließungsplanung und Bauausführung 
beachtet. Teile werden sachgerecht abgewogen, hier u.a. die Beauftragung einer bodenkundlichen Baubeglei-
tung. 

 
 

Landratsamt Dingolfing-Landau – Sachgebiet 17, kreiseigener Tiefbau, Gartenkultur und Landespflege 
- Freihalten einer erforderlichen Fläche für einen späteren Bypass am Kreisverkehr mit der Kreisstraße DGF 

15.  
- Aufforderung, dass Oberflächen-, Trauf- und sonstige Abwässer der Straße und deren Nebenanlagen nicht 

zugeleitet werden dürfen. An den Abflussverhältnissen des Straßenwassers darf nichts geändert werden. 
- Hinweise zur Beschilderung und deren Kostentragung durch die Gemeinde. 
Den Anregungen wird nachgekommen. Die Fläche für den Bypass wird Der Bypass wird in die Planzeichnung 
aufgenommen. Die Hinweise werden im Zuge der Erschließungsplanung und Bauausführung beachtet. 
 
 

Landratsamt Dingolfing-Landau – Sachgebiet 42, Umwelt und Natur – Naturschutz 
- Korrektur der Ausgleichsflächenberechnung erforderlich, hier zu Fl.Nr. 1209, Gemarkung Gottfrieding, die als 

artenschutzrechtliche Ausgleichsfläche geführt ist, allerdings unzulässigerweise in Zusammenhang mit der zu 
rodenden Fläche Fl. Nr.: 1210 Gemarkung Gottfrieding mehrfach. 

- Forderung einer Umweltbaubegleitung.  
Den Anregungen wird vollumfänglich nachgekommen. Der Umweltbericht und die Begründung werden entspre-
chend überarbeitet. 
 
 

Stadt Dingolfing 
- Vorgabe; dass die bauliche Entwicklung der Gemeinde Gottfrieding nicht beeinträchtigt werden darf. 
-  Gewährleistung einer Weiterführung der Erschließungsstraße nach Westen (zur Erschließung einer etwaigen 

baulichen Weiterentwicklung auf Stadtgebiet Dingolfing).  
-  System der festgesetzten Schallleistungspegel darf nicht dazu führen, dass eine etwaige gewerbe- oder in-

dustriebauliche Entwicklung auf dem angrenzenden Gebiet der Stadt Dingolfing unmöglich wird. 
- Die Funktionsfähigkeit des bestehenden Flugplatzes in Dingolfing darf nicht beeinträchtigt werden. 
- Finanzierung des Ausbaus der Kläranlage Mamming, hier Nachfrage als betroffener Grundstückseigentümer 

gemäß § 3 BauGB. 
- Bitte um Zusendung der Erschließungsvereinbarung. 
Den Anregungen wird vollumfänglich nachgekommen, siehe auch Aussagen des Luftamtes Südbayern. mit 
Schreiben vom 27.08.2025. Die Kosten für den Neubau der Kläranlage werden nicht nur von den Eigentümern 
der Plangebiete getragen, sondern von allen Eigentümern. Die Finanzierung erfolgt über das gesamte Verbands-
gebiet der Verwaltungsgemeinschaft. Eine unangemessene Sonderbelastung der Eigentümer im Gebiet erfolgt 
nicht. 
 
 

Regierung von Niederbayern – Höhere Landesplanungsbehörde 
- Im Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB: Das Vorhaben ist nur dann mit LEP 3.3 Z konform, wenn die o.g. 

Ausnahmen vom Anbindegebot exakt wie im LEP formuliert in die Festsetzungen des Vorhabens aufgenom-
men werden. Zudem ist einleitend zum Kapitel Festsetzungen folgender Satz zu formulieren: „Für die Zuläs-
sigkeit eines Bauvorhabens ist die Erfüllung aller Kriterien der jeweils folgenden Ausnahmen vom Anbindege-
bot nach LEP 3.3 Z erforderlich.“ 

- Das Ziel B I 2.1.1.1 des Regionalplans Landshut wird durch die Lage im Landschaftlichen Vorbehaltsgebiet 
18 negativ berührt, das Vorhaben steht jedoch nicht im Widerspruch zu dieser Norm. 

- Im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB Durch die Lage des Vorhabens im Landschaftlichen Vorbehaltsgebiet 
18 des Regionalplans Landshut wird das Ziel B I 2.1.1.1 nach wie vor negativ berührt, das Vorhaben steht 
dazu jedoch in der Gesamtschau nicht im Widerspruch.  

- Die im Schreiben vom 04.07.2025 geforderte Änderung der Festsetzungen im exakten Wortlaut wie die im 
LEP-Ziel 3.3 formulierten, einschlägigen Tirets 2, 3 und 4 der Ausnahme vom Anbindegebot wurde in der 
Entwurfsfassung entsprechend berücksichtigt.  

Den Anregungen wird nachgekommen. Die Vorgaben zu den Festsetzungen auf der Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung werden aufgenommen, allerdings sind diese nicht Gegenstand der Flächennutzungsplanung.  
 
 

Regionaler Planungsverband Landshut  
- Das Vorhaben ist nur dann mit LEP 3.3 Z konform, wenn die o.g. Ausnahmen vom Anbindegebot exakt wie im 

LEP formuliert in die Festsetzungen des Vorhabens aufgenommen werden. Zudem ist einleitend zum Kapitel 
Festsetzungen folgender Satz zu formulieren: „Für die Zulässigkeit eines Bauvorhabens ist die Erfüllung aller 
Kriterien der jeweils folgenden Ausnahmen vom Anbindegebot nach LEP 3.3 Z erforderlich.“ 

- Das Ziel B I 2.1.1.1 des Regionalplans Landshut wird durch die Lage im Landschaftlichen Vorbehaltsgebiet 
18 negativ berührt, das Vorhaben steht jedoch nicht im Widerspruch zu dieser Norm. 
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Den Anregungen wird nachgekommen. Die Vorgaben zu den Festsetzungen auf der Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung werden aufgenommen, allerdings sind diese nicht Gegenstand der Flächennutzungsplanung.  
 
 

Luftamt Südbayern  
- Planungsflächen liegen ca. 1.000 m östlich des Flugplatzes und werden im An- und Abflug direkt überflogen, 

siehe offizielle Platzrunde. 
- Mit Blick auf die Richtlinien wäre eine Bebauung bei einem Gradienten 1:20 theoretisch bis 50 m Höhe möglich. 
- In der Praxis ist natürlich ein Landeanflug über bebautem Gebiet immer zu vermeiden. 
- Daher hier Vorgabe einer Beschränkung der Bebauung auf eine Maximalhöhe von 20 m.  
Der Anregung wird vollumfänglich nachgekommen. Der genannte Wert von 20 m wird durch die maximalen Wand- 
und Firsthöhen von 16 m auch unter Berücksichtigung der voraussichtlich 1,0 bis 1,7 m über der gegenwärtigen 
Geländeoberfläche liegenden Bezugspunkte sicher eingehalten. 
 
 

Landratsamt Dingolfing-Landau – Sachgebiet 42, Umwelt und Natur - Immissionsschutz 
- Verweis auf das Urteil vom Bundesverwaltungsgericht vom 07.12.2017 
- Die Begründung, dass von diesem Urteil bzw. dieser Vorgabe abgewichen werden soll, ist in das Lärmschutz-

gutachten bzw. in den Ausführungen des Bebauungsplans ausführlich miteinzuarbeiten.  
Den Anregungen wird nachgekommen.  
 
 

Deutsche Telekom Technik GmbH  
- Hinweis auf vorhandene Telekommunikationsleitungen und Merkblätter. 
Die Hinweise werden im Zuge der Erschließungsplanung und Bauausführung beachtet.  
 
 

Autobahn GmbH des Bundes 
- Berücksichtigung der grundhaften Erneuerung der A92 zwischen dem Autobahnkreuz Landshut-Essenbach 

und der Anschlussstelle Dingolfing-Ost, siehe Planfeststellungsbeschluss vom 30.04.2024. Im Zuge der Er-
neuerung der Fahrbahn der A92 ist beabsichtigt, im Zuge eines Lückenschlusses die Fahrbahn zwischen Ende 
der Betonfahrbahn und Beginn Ausfädelspur AS DGF-Ost auf einer Länge von 400 m von 10,00 m auf 12,00 
m zu verbreitern. Dabei ist kein Grunderwerb notwendig. Notwendige Abstimmungen mit verschiedenen Fach-
stellen laufen bereits.  

- Hinweis auf die 100 m – Baubeschränkungszone nach § 9 Abs. 2 FStrG und deren Darstellung in den Plänen 
und Texten. 

- Keine Erstattungs- bzw. Entschädigungsansprüche für die erheblichen Lärm- und sonstige Immissionen durch 
die unmittelbare Autobahnnähe.  

Den Anregungen wird vollumfänglich nachgekommen. Die aufgeführten Hinweise wurden in die Planzeichnung 
und in die textlichen Hinweise zum Bebauungsplan und in die zeichnerischen Darstellungen und die Begründung 
aufgenommen. 
 
 

Amt für Landwirtschaft und Forsten – Landau a.d. Isar – Pfarrkirchen  
- In Summe sollen 5,05 ha Wald gerodet werden. Einen Sonderfall bildet hierbei die Fl.Nr. 1212. Der dort be-

findliche Baumbestand stellt zusammen mit der Fl.Nr. 1210 Wald im Sinne des Waldgesetzes dar. Mit der 
beabsichtigten Rodung des Waldes auf Fl.Nr. 1210 verliert der Baumbestand auf Fl.Nr. 1212 wegen seiner 
geringen Größe und Ausformung die Waldeigenschaft. Der Eingriff hat damit auch einen Waldflächenverlust 
auf Fl.Nr. 1212 zur Folge 

- Hinweis auf erforderliche Rodungserlaubnis nach Art. 9 Abs. 2 BayWaldG und die Gründe, wann eine Rodung 
zu versagen ist. 

Den Anregungen wird nachgekommen. Durch die Natura 2000 Gebietskulisse ist hier eine andere Priorität gege-
ben, siehe Managementplan SPA-Maßnahmenplan Karte 3b. Ein entsprechender Ausgleich für die 5,05 ha zu 
rodender Waldflächen wird durch externe Ersatzaufforstungsflächen gewährleistet. Es sind gesonderte Erstauf-
forstungsanträge zu stellen. Der Nachweis der externen Ersatzaufforstungsflächen in Tabelle 13 im Umweltbe-
richt wird entsprechend aktualisiert. Die Zuordnung und Sicherung erfolgen hier über den städtebaulichen Vertrag.  

 
 

Bund Naturschutz  
-  In-Frage-Stellen des Parallelverfahrens und der Planrechtfertigung. 
- Hinweis auf fehlerhafte Öffentlichkeitsbeteiligung: die bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnah-

men wurden nicht ausgelegt. 
- Frage, warum die Gemeinde Gottfrieding Flächen für großflächige Industriegebiete benötigt. Diese Flächen 

sind von zentralen Orten vorzuhalten. Weiter sind derartige Flächen im ausreichenden Umfang in einem Um-
kreis von 20 Kilometer um die Gemeinde Gottfrieding vorhanden.: 

- Aussage, dass die Abwasserbeseitigung nicht gesichert sei. 
- Schutz des Grundwassers, hier nicht ausreichende Unterlagen zur Niederschlagswasserbeseitigung. 
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-  Betrachtung der Auswirkungen auf Oberflächengewässer und Gefahren bei Starkregenereignissen (hierzu 
Verweis auf Darstellungen im Umweltatlas) und Berücksichtigung veränderter Abflusswege durch Geländean-
hebung sowie Versiegelung und Verlust der Retentionswirkung.  

- Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung: das bereits bestehende Gewerbegebiet durch die Kulissenwirkung 
negative Auswirkungen für die Wiesenbrüter hatte (direkter Lebensraumverlust, der die Bestände gefährdet). 
Dieser Faktor beschränkt sich aber nicht nur auf den nördlichen Teil des Wiesenbrütergebietes. Lebensraum 
wird durch das überplante Gebiet zerstört, aber auch durch die Kulissenwirkung im Süden und Westen. 

- Fehlende Unterlagen, hier eine Spezielle artenschutzrechtliche Untersuchung (die Untersuchung aus dem 
Jahr 2015 kann für die aktuelle Planung nicht mehr verwendet wenden), eine Natura-2000-VerträgIichkeits-
prüfung und vorhandene Kartierergebnisse.  

-  Fehlende UVP-Vorprüfung und unzureichender Umweltbericht als UVP-Bericht. 
- fehlende Auseinandersetzung mit der Verordnung (EU) 2024/1991 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 24. Juni 2024 über die Wiederherstellung der Natur. 
- Fehlende Berücksichtigung des Klimaschutzes und der Klimaanpassung, auch dem Vorrang der Innenent-

wicklung wurde nicht nachgekommen. Es erfolgt ein Verlust von CO2-Speicher- und Versickerungskapazität 
durch die vollständige Versiegelung eines 14,6 ha großen Außenbereichsareals, Hinweis auf Bundes-Klima-
anpassungsgesetz. 

Die Einwendungen werden sachgerecht abgewogen. Eine Bauleitplanung benötigt keine „Planrechtfertigung“. Die 
Planung ist nach Auffassung der Gemeinde im Sinne des § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB für die städtebauliche Entwick-
lung und Ordnung erforderlich. Ermittlungs- und Abwägungsfehler sind ebenso wenig ersichtlich wie rechtliche 
Hindernisse. 
Die Flächenangaben zu Alternativstandorten wurden detailliert geprüft. Die Prüfung wird Teil des Verfahrensord-
ners.  
Das Wasserwirtschaftsamt hat mit Stellungnahme vom 01.04.2026 die von der Verwaltungsgemeinschaft ange-
gangene Planung und Umsetzung zur Verbesserung und Erweiterung der Kläranlage als grundsätzlich tauglich 
für eine gesicherte Abwasserentsorgung bewertet und im Ergebnis insoweit eine gesicherte Erschließung festge-
stellt. 
Konzepte zur Niederschlagswasserbeseitigung, hier eine Versickerung mittels bewachsenem Bodenfilter, liegen 
vor und sind als Anlagen zur Begründung dem Bebauungs- und Grünordnungsplan beigefügt. Diese beziehen 
sich auf Prüfberichte und setzen sich intensiv mit einem ausreichenden Abstand zum MHGW auseinander. 
 
 
 
4. Zusammenfassung 
 

Unter Berücksichtigung der Auswirkungen auf alle Schutzgüter und der gegebenen Ausgleichsmöglichkeiten sind 
die Auswirkungen der Änderung des Flächennutzungs- und Landschaftsplans der Gemeinde Gottfrieding durch 
das Deckblatt Nr. 14 Industriegebiet Gottfrieding West insgesamt als mäßig – hoch und die geplanten Maß-
nahmen als umweltverträglich einzustufen. 
 

Die Änderung des Flächennutzungs- und Landschaftsplans durch das Deckblatt Nr. 14 – Teil A und B – der 
Gemeinde Gottfrieding wurden einer Umweltprüfung nach § 2a BauGB gemäß der in § 1 Abs. 6 Satz 7 BauGB 
aufgeführten Schutzgüter und Kriterien unterzogen. Die Darstellungen in der Bauleitplanung wurden im Einzelnen 
bezüglich ihrer Auswirkungen auf die Umwelt beurteilt. Ausreichend geeignete Kompensationsflächen für die 
Beeinträchtigung der Wiesenbrüter werden außerhalb des Geltungsbereichs erbracht. Auswirkungen auf die 
Biodiversität sind dann nicht zu erwarten. Die Ergebnisse sind im vorliegenden Umweltbericht enthalten. Insge-
samt betrachtet, werden keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen festgestellt. 
Insgesamt ist die Bauleitplanung am vorgesehenen Standort aufgrund des Untersuchungsrahmens des Umwelt-
berichts als umweltverträglich zu beurteilen. 
▪ Die entstehenden Eingriffe in Natur und Landschaft sind auszugleichen. 
▪ Die Gestaltung der baulichen Anlagen ist möglichst landschaftsverträglich auszuführen. 
▪ Die Gebäude sowie Ver- und Entsorgungseinrichtungen und straßenseitige Erschließungen sind so zu bauen 

und zu betreiben, dass vermeidbare Belastungen des Wohnumfeldes und der Umwelt unterbleiben. 
Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch die Änderung des Flächennutzungs- und Landschafts-
plans durch das Deckblatt Nr. 14 – Teil A und B – der Gemeinde Gottfrieding sind unter diesen Bedingungen 
nicht gegeben.  
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 

Gottfriediing, den ……………………….. Markus Meier, Erster Bürgermeister  

 


